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Was wäre wenn ...
Der geschilderte Sachverhalt hat bei Ar-
beitsmedizinern umgehend die Frage
aufgeworfen, welche Pflichten Perso-
nal-, Betriebs- oder D-Ärzten obliegen,
wenn durch sie im Rahmen von Einstel-
lungsuntersuchungen, bei Nachuntersu-
chungen gemäß G 42 oder nach Verlet-
zungen mit Blutkontakt (Arbeitsunfall)
der Hepatitis-B-Carrier-Status eines Be-
schäftigten im Gesundheitswesen fest-
gestellt wird. Verbietet die ärztliche
Schweigepflicht in jedem Fall die Weiter-
gabe des Befundes an Dritte? Gibt es ar-
beitsmedizinische Vorschriften, die sie
zur Weitergabe an Arbeitgeber oder Be-
rufsgenossenschaft verpflichten? Enthält
das „Seuchenrecht“ Bestimmungen zur




ärztlichen Schweigepflicht ist Art. 2 Abs.
1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 Grund-
gesetz. Das Bundesverfassungsgericht
hat in seiner Entscheidung vom 8.3.1972
ausdrücklich festgestellt: „Wer sich in
ärztliche Behandlung begibt, muß und
VII), der Unfallverhütungsvorschriften
und berufsgenossenschaftlichen Unter-
suchungsgrundsätze (z.B. G 42) in die-
sem Fall nicht beachtet wurden, welche
Straftatsbestände zu prüfen sind und in-
wieweit Klinikum und Chefarzt durch
infizierte Patienten zivilrechtlich (auf
Schadensersatz und Schmerzensgeld) in
Anspruch genommen werden können.
Durch die erwähnten Pressemitteilun-
gen ist zum ersten Mal die breite Öffent-
lichkeit über nosokomiale Virusinfektio-
nen durch einen Chirurgen in Deutsch-
land unterrichtet worden [4].
„In der internationalen Fachliteratur
wird über 31 Fälle von HBV-
infektiösen Mitarbeitern berichtet,
die mindestens 289 Patienten 
infiziert haben – Übertragungen
fanden in erster Linie durch 
chirurgisch tätige Ärzte statt.”
Daß es sich dabei nicht um ein seltenes
Ereignis handelt, haben Hasselhorn und
Hofmann belegt, die nach Sichtung der
Literatur über 31 Fälle von HBV-infek-
tiösen Mitarbeitern berichten, die min-
destens 289 Patienten infiziert hatten.
Überträger waren in erster Linie chirur-
gisch tätige Ärzte; aber auch Infektionen
durch Zahnärzte, einen Allgemeinarzt,
Kardiotechniker und einen Lungen-
funktionslaboranten wurden beschrie-
ben [5].
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Anfang März 1999 war in einer Aache-
ner,aber auch in überregionalen Zeitun-
gen zu lesen, daß 13 Patienten, die sich
im dortigen Universitätsklinikum einer
Herzoperation unterzogen hatten, mit
dem Hepatitis-B-Virus (HBV) infiziert
worden waren. Alle Patienten hatte der
Chefarzt operiert; dies ermittelte das Ge-
sundheitsamt, das sich durch eine Häu-
fung von HBV-Infektionen im Dezem-
ber 1998 zu nachgehenden Untersu-
chungen veranlaßt sah. Daß der Hoch-
schullehrer tatsächlich HBV-Carrier ist
und als Infektionsquelle in Betracht
kommt, wurde am 1. Februar entdeckt,
und das zuständige Wissenschaftsmini-
sterium untersagte ihm daraufhin jegli-
che operative Tätigkeit [1].
In Zeitungsinterviews teilte der
Chirurg mit, daß er nie an den klini-
schen Symptomen einer Hepatitis B
(HB) erkrankt war und deshalb auch
nicht sagen könne, wann er sich (wahr-
scheinlich durch einen Patienten) infi-
ziert habe [2]. Eine Hepatitis B-Schutz-
impfung hatte er nie erhalten.Außerdem
gab er an: „Ich bin in 24 Jahren nicht zu
einer einzigen Untersuchung aufgefor-
dert worden.“ [3].
In anderem Zusammenhang wäre
es zweifellos interessant zu klären, wel-
che Vorschriften des Beamtenrechts, des
öffentlichen Dienstrechts im weiteren
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tersuchungsumfanges jetzt auf eine ge-
setzliche Regelung berufen können. Al-
lerdings müssen sie auch weiterhin eine
Risikoabschätzung zur Festlegung der
zu untersuchenden Infektionsparameter
vornehmen. Insoweit unterscheiden sich
BiostVO und G 42 nicht. Das neue Recht
gibt aber einen Mindestkatalog für die
Humanmedizin allgemein und speziell
erweiterte Untersuchungspflichten von
Personal in Kinderabteilungen, Infekti-
onsstationen, Stuhllaboratorien, Tuber-
kuloseabteilungen und die Pathologie
vor. Das Tatbestandsmerkmal „vorkom-
men können“ verlangt bei Beschäftigten
im Gesundheitswesen hinsichtlich HBV
und HCV nur die Überlegung,ob bei der
jeweiligen beruflichen Tätigkeit Blut-
kontakte denkbar sind. An eine Risiko-
abschätzung sind also keine hohen An-
forderungen zu stellen.
Auch im zitierten neuen Recht wer-
den – wie in allen anderen relevanten
Bestimmungen des medizinischen Ar-
beitsschutzes – nur Pflichten des Arbeit-
gebers, jedoch keine Mitwirkungspflich-
ten von Arbeitnehmern oder Beamten
beschrieben. Das Erfordernis der Ein-
willigung zur körperlichen Untersu-
chung und Blutabnahme ergibt sich re-
gelmäßig nur mittelbar aus den Arbeits-
verträgen (als Bedingung mit aufschie-
bender Wirkung) oder aus dem Beam-
tenrecht (z.B. § 8 BBG).
„Die arbeitsmedizinische 
Untersuchung dient dem Schutz 
des Beschäftigten, nicht dem 
des Patienten. Daraus folgt, daß 
eine Umgehung der Schweigepflicht
nicht durch das Arbeitsschutzrecht
gedeckt ist.”
Damit wird noch einmal verdeutlicht,
daß arbeitsmedizinische Vorsorge al-
lein dem Gesundheitsschutz des Be-
schäftigten dient. Die körperliche Un-
versehrtheit von Patienten ist nicht
Schutzzweck dieses Rechtsgebietes.
Daraus folgert zwingend, daß – einge-
denk des geschilderten Beispiels in der
Einleitung – eine Umgehung der ärztli-
chen Schweigepflicht (Weitergabe von
Befunden über den HBV-Carrier-Sta-
obliege es, einen ggf. entgegenstehenden
Willen zum Ausdruck zu bringen. Dies
widerspricht aber dem das Arzt-Patien-
ten-Verhältnis prägende Vertrauens-
prinzip (BVerfG s.o.). Deshalb ist der
Auffassung der Vorzug zu geben, daß bei
allgemeinen Vorsorgeuntersuchungen
eine Information des Arbeitgebers nur
mit dem ausdrücklichen Einverständnis
des Arbeitnehmers erfolgen kann. Gera-
de weil die Untersuchung freiwillig ist,
muß der Arbeitnehmer nicht damit
rechnen, daß das Ergebnis ohne sein
ausdrücklich geäußertes Einverständnis
dem Arbeitgeber übermittelt wird. Die
bloße Inanspruchnahme einer angebo-
tenen Leistung impliziert nicht den Ver-
zicht auf die Wahrung der eigenen In-
timsphäre [8].
„Arbeitsmedizinische Vorsorge-
untersuchungen auf HBV und HCV 
sind vorgeschrieben, wenn diese
Krankheitserreger am Arbeitsplatz
vorkommen können.”
Die Biostoff-Verordnung (BiostVO) ist
zum 1. April 1999 in Kraft getreten [9].
Die arbeitsmedizinische Vorsorge ist in
§ 15 geregelt. Dort wird festgelegt, daß
der Arbeitgeber Beschäftigte vor Auf-
nahme von Tätigkeiten mit biologischen
Arbeitsstoffen nach Anhang IV arbeits-
medizinisch untersuchen und beraten
lassen muß. Diese Vorsorgeuntersu-
chungen sind außerdem in regelmäßi-
gen Abständen zu wiederholen sowie
am Ende der Beschäftigung anzubieten.
(Da eine Erläuterung zum Rechtsbegriff
„in regelmäßigen Abständen“ fehlt, soll-
ten zumindest die Fristen des G 42 ein-
gehalten werden.)
Der Anhang IV beschreibt die ver-
pflichtenden Untersuchungen u.a. für
die Humanmedizin und sieht solche auf
HBV und HCV dann vor, wenn diese
Krankheitserreger am Arbeitsplatz vor-
kommen können. Versäumt der Arbeit-
geber die beschriebenen Pflichten, han-
delt er gem. § 18 Abs. 1 Nr. 11 BiostVO
ordnungswidrig; ein Unterlassen kann
also sanktioniert werden.
Diese Vorschrift stärkt zweifellos
die Position von Personal- und Betriebs-
ärzten, da sie sich hinsichtlich des Un-
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darf erwarten, daß alles, was der Arzt im
Rahmen seiner Berufsausübung über
seine gesundheitliche Verfassung er-
fährt, geheim bleibt und nicht zur
Kenntnis Unberufener gelangt. Nur so
kann zwischen Arzt und Patient jenes
Vertrauen entstehen, das zu den Grund-
voraussetzungen ärztlichen Wirkens
zählt, ...“.
Im Strafrecht hat die ärztliche
Schweigepflicht ihren Niederschlag in §
203 Abs. 1 Nr. 1 StGB gefunden:„Wer un-
befugt ein fremdes Geheimnis, nament-
lich ein zum persönlichen Lebensbe-
reich gehörendes Geheimnis oder ein
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, of-
fenbart, das ihm als Arzt ... anvertraut
worden oder sonst bekannt geworden
ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem




Die Aufgaben der Betriebsärzte sind bei-
spielhaft in § 3 Arbeitssicherheitsgesetz
(ASiG) aufgezählt. Der Katalog ist je-
doch nicht abschließend. Betriebsärzte
unterliegen bezüglich der Gesundheits-
daten der einzelnen Arbeitnehmer prin-
zipiell der ärztlichen Schweigepflicht
wie andere Ärzte auch (§ 8 Abs. 1 S. 3
ASiG). Hiervon gibt es jedoch aufgaben-
typische Ausnahmen: Wer sich als Ar-
beitnehmer bei einer Einstellungsunter-
suchung vom Betriebsarzt untersuchen
läßt, erklärt damit in aller Regel sein
stillschweigendes Einverständnis zur
Weitergabe des Untersuchungsergebnis-
ses an den Arbeitgeber. Dieser darf je-
doch nur mitteilen, ob gegen die Einstel-
lung des Bewerbers gesundheitliche Be-
denken bestehen oder nicht. Einzelhei-
ten zum Befund dürfen nicht offenbart
werden.
Ob eine gleichgelagerte Offenba-
rungsbefugnis bei allgemeinen arbeits-
medizinischen Vorsorgeuntersuchungen
(§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ASiG) im Betrieb ange-
nommen werden kann, ist umstritten.
Da der Arbeitnehmer nicht direkt zur
Durchführung dieser Vorsorgeuntersu-
chungen gezwungen werden kann, wird
z.T. ein Offenbarungsrecht des Betriebs-
arztes befürwortet. Dem Arbeitnehmer
tus eines Arztes) grundsätzlich nicht
durch das Recht des Arbeitsschutzes
gedeckt ist.
Eine Ausnahme bildet § 202 SGB VII
i.V.m. § 5 BKVO, wonach ein Arzt im Fal-
le des begründeten Verdachts auf eine
Berufskrankheit verpflichtet ist, dies
dem Träger der Unfallversicherung oder
dem Gewerbearzt anzuzeigen. Darüber
hat er den Versicherten zu unterrichten




§ 9 der Musterberufsordnung für die
deutschen Ärztinnen und Ärzte (Mu-
sterBO) [11] beschäftigt sich mit der
Schweigepflicht. In Abs. 1 ist der o.g.
Grundsatz festgehalten. Abs. 2 be-
schreibt die hier besonders interessie-
renden Ausnahmen: „Der Arzt ist zur
Offenbarung (von Patientendaten) be-
fugt, soweit er von der Schweigepflicht
entbunden worden ist oder soweit die
Offenbarung zum Schutz eines höher-
wertigen Rechtsgutes erforderlich ist.
Gesetzliche Aussage- und Anzeigepflich-
ten bleiben unberührt. Soweit gesetzli-
che Vorschriften die Schweigepflicht des
Arztes einschränken, soll der Arzt den
Patienten darüber informieren.“ (Dieses
Zitat selbst ist nicht geltendes Recht.
Aufgrund der Kammer- bzw. Heilbe-
rufsgesetze der Länder, beschließen die
Delegiertenversammlungen der LÄKn
die Berufsordnungen als unmittelbar
geltendes Recht für die Kammermitglie-
der. Im Land Berlin regelt die Schweige-
pflicht z.B. § 3 der Berufsordnung) [12].
Damit ist der gemeinhin als „ehern“ be-
schriebene Grundsatz zweifach durch-
brochen.Als besonders schwierig dürfte
sich eine Abwägung in der Praxis zum




§ 3 BSeuchG beschreibt die Meldepflich-
tigen und differenziert die Tatbestände
nach Erkrankung, Krankheitsverdacht,
Tod, Ausscheider und Ausscheidungs-
verdächtige. Fachliche Einmütigkeit be-
nur dann ein, wenn eine chronische In-
fektion bekannt ist.Abs. 3 der Vorschrift
regelt die nichtnamentliche Meldung
von Erregernachweisen und führt u.a.
HIV auf, so daß z.B. ein solcher Carrier
lediglich anonym erfaßt wird.
Gem. § 31 (Berufliches Tätigkeits-
verbot) kann einem bekannten Carrier
eine Tätigkeit ganz oder teilweise unter-
sagt werden, soweit dies zum Schutze
Dritter vor Infektionen erforderlich ist.
§ 34 Abs. 9 sieht vor, daß in Gemein-
schaftseinrichtungen, die von einem
Carrier besucht werden, Schutzmaß-
nahmen angeordnet werden können.
Aufgrund der Erläuterungen zu den ge-
nannten Vorschriften des Gesetzent-
wurfes wird deutlich, daß seine Autoren
die Carrierproblematik abgestuft gere-
gelt wissen möchten. Es bleibt abzuwar-
ten wie insbesondere die neuen Länder
auf die zu erwartende Rechtslage rea-
gieren werden. Es ist daran zu erinnern,
daß auch die dargelegte Meldepflicht
von HBV-Carriern nichts am eingangs
geschilderten Sachverhalt geändert hät-
te (der Carrier-Status des Chirurgen




Werden Beschäftigte im Gesundheitswe-
sen gem. § 15 Abs. 1 BiostVO (für den Ar-
beitgeber verpflichtend) untersucht, ist
gem.Anhang IV der VO eine Diagnostik
auf HBV und HCV zu veranlassen.
Diesen Tatbestand zugrundelegend
befinden sich Betriebsärzte zumindest
in den alten Ländern (und in Thürin-
gen) nach der bisherigen Erörterung in
einem Dilemma. Weder aufgrund ar-
beitsmedizinischer Bestimmungen
noch nach den Meldetatbeständen des
geltenden und des künftigen Infekti-
onsschutzes sind sie befugt, Dritte dar-
über zu informieren, daß ein Beschäf-
tigter z.B. auf einer Station oder im
Operationssaal eines Akutkrankenhau-
ses HBV- oder HCV-Träger ist. Daß zu-
mindest chirurgisch tätige Ärzte da-
durch die Gesundheit ihrer Patienten
gefährden können, ist belegt [5] und
auch für Deutschland seit Anfang die-
ses Jahres zu bewerten.
steht darin, daß Carrier nicht unter die
genannten Tatbestandsmerkmale sub-
sumiert werden können [13]. Allerdings
räumt § 7 Abs. 3 BSeuchG den Ländern
das Recht ein, die namentliche Melde-
pflicht durch Rechtsverordnung zu er-
weitern. Hiervon haben die Länder Ber-
lin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen und Sachsen-Anhalt
Gebrauch gemacht. In Thüringen wurde
zwischen dem Freistaat, der Kassenärzt-
lichen Vereinigung und der Landesärz-
tekammer vereinbart, daß Meldungen,
z.B. eines HBV-Carriers, freiwillig und
mit Einverständnis des Betroffenen an
das Gesundheitsamt erfolgen sollen (Ta-
bellen 1 und 2).
Damit unterliegt die Meldung eines
HBV-Trägers nicht der Schweigepflicht,
sondern ein solcher ist zumindest nach
dem Recht der neuen Länder und Ber-
lins dem Gesundheitsamt namentlich zu
melden. Zwar schweigt das BSeuchG da-
zu,welche Angaben eine solche Meldung
enthalten muß; da sie jedoch das Ge-
sundheitsamt in die Lage versetzen soll,
Maßnahmen zur Verhütung (§ 10
BSeuchG) oder Bekämpfung (§§ 34 ff.
BSeuchG) übertragbarer Krankheiten
einzuleiten, sind in den in Deutschland
im Umlauf befindlichen Meldeformula-
ren Angaben zu Name, Adresse, Beruf,
Laborbefunde und Bemerkungen zu
weiteren epidemiologisch relevanten
Daten vorgesehen [14]. Dies bedeutet
umgekehrt, daß sich für Ärzte aus den
alten Ländern aufgrund der §§ 3 ff




Der Sachstand im März 1999 zum Ent-
wurf für ein Infektionsschutzgesetz sieht
ebenfalls keine namentliche Melde-
pflicht von HBV-Carriern vor.Da aktuell
bei der Hepatitis-C-Diagnostik eine Un-
terscheidung zwischen akuter Infektion
und Carrier-Status (Virusnachweis mit
ansonsten normalen Laborbefunden)
nicht möglich ist, nimmt § 7 (Melde-
pflichtige Nachweise von Krankheitser-
regern) bei HCV-Nachweis in Kauf, daß
in Einzelfällen ein Carrier gemeldet
wird, denn er schränkt die Meldepflicht
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Die Rechtsgrundlage für eine Mit-
teilung an Dritte (in diesem Fall das Ge-
sundheitsamt), daß z.B. ein chirurgisch
tätiger Arzt HBV- oder HCV-Träger ist,
bietet der § 34 StGB (Rechtfertigender
Notstand). Der Bruch der ärztlichen
Schweigepflicht ist danach allerdings
nur zulässig, wenn Gefahren nicht an-
ders abwendbar sind und der Bruch der
Schweigepflicht ein angemessenes Mit-
tel zur Abwendung potentieller Gefah-
ren für Patienten darstellt.
Eine Lösung bieten § 34 StGB
(Rechtfertigender Notstand) und der
schon zitierte § 9 Abs. 2 der MusterBO
für Ärzte,wonach eine Offenbarung zum
Schutz eines höherwertigen Rechtsgutes
zulässig ist. Zunächst ist die Frage zu be-
antworten, wem der Befund mitgeteilt
werden sollte. Da nach den Arbeits-
schutzbestimmungen Beschäftigte frei-
willig oder auf Veranlassung des Arbeit-
gebers zur Untersuchung kommen und
der Schutzzweck dieses Rechtsbereiches
die Gesundheit des einzelnen Arbeitneh-
mers ist, sprechen gewichtige Gründe
dafür, keine Mitteilung an den Arbeitge-
ber zu machen.Der Infektionsschutz ein-
zelner Personen wie der Allgemeinheit
ist Sinn und Zweck des BSeuchG und des
künftigen Infektionsschutzgesetzes.Mel-
dewege und -verfahren sind dort vorge-
zeichnet, so daß eine Mitteilung an das
Gesundheitsamt das sicherlich richtige
Vorgehen darstellt.
Die weitaus brisantere Frage ist:
Wird durch die Mitteilung, ein Beschäf-
tigter sei HbsAg- und HbeAg-positiv ein
„höherwertiges Rechtsgut“ geschützt?
Durch eine Meldung werden nämlich
seine Grundrechte aus Art. 2 Abs. 1 GG
(allgemeines Persönlichkeitsrecht) und
Art. 12 Abs. 1 GG (Freiheit der Berufsaus-
übung) tangiert.Dem entgegen steht das
Recht der Patienten auf körperliche Un-
versehrtheit (Art. 2 Abs. 2 GG). Eine Ab-
wägung, welches Grundrecht im Einzel-
fall ein höherwertiges Rechtsgut dar-
stellt, ist schwierig. Dies ist in der aktu-
ellen Problematik aber auch nicht zu
entscheiden, denn Art. 2 Abs. 1 GG ga-
rantiert eine Wahrnehmung dieses
Rechtes nur,„soweit nicht die Rechte an-
derer verletzt“ werden. Genau darum
geht es aber beim Recht auf körperliche
Unversehrtheit der Patienten.
§ 34 StGB gibt eine konkretere Ent-
scheidungshilfe an die Hand. Danach ist
der Bruch der Schweigepflicht gerecht-
fertigt, wenn ein Arzt 
◗ in einer gegenwärtigen,
◗ nicht anders abwendbaren
◗ Gefahr
◗ für Leben, Leib ...
◗ oder ein anderes Rechtsgut
◗ eine Tat begeht, (Bruch der Schweige-
pflicht)
◗ um die Gefahr ...
◗ von einem anderen abzuwenden, ...
◗ Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein
angemessenes Mittel ist.
Gerade der letzte Satz verdient eine ge-
nauere Betrachtung. Da die betriebs-
ärztliche Tätigkeit vor allem durch Be-
ratung geprägt ist, muß die Sachlage mit
einem Carrier (z.B. einem MRSA-Trä-
ger) zunächst vertraulich erörtert wer-
den. Sind Hygienemaßnahmen bekannt,
bei deren Einhaltung die Verbreitung
bestimmter Krankheitserreger nicht zu
befürchten ist, sollten diese dem Betrof-
fenen vermittelt und ihre Einhaltung
kontrolliert werden [15, 16]. Stehen aus-
reichende bzw. wirksame Schutzmaß-
nahmen nicht zur Verfügung, sollte der
Beschäftigte bewogen werden, einen
Wechsel des Arbeitsplatzes mit dem Ar-
beitgeber unter Hinzuziehung eines
sachverständigen Arztes zu erörtern.
Erst wenn dieses Verfahren abgelehnt
wird oder die Verhandlungen nicht zu
einem befriedigenden Ergebnis führen,
ist eine Meldung aufgrund seuchen-
rechtlicher Vorschriften oder im Rah-
men des rechtfertigenden Notstandes
sachlich geboten. Konkrete Vorschläge
zur Regelung der Beschäftigung von
HBV-, HCV- und HIV-infektiösem me-
dizinischen Personal haben Hasselhorn
und Hofmann gemacht; in diesem Bei-
trag werden auch die „Tätigkeiten mit
Übertragungsmöglichkeiten“ definiert
[17]. Diese Leitlinien sollten zur Beurtei-
lung, ob wirksame Schutzmaßnahmen
zur Verfügung stehen (s.o.), herangezo-
gen werden.
